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PROBLEMATIK DER EINBÜRGERUNG IN DER GESETZGEBUNG DER 

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Eugeniusz Nowak und Peter Zsivanovits

Die nachstehenden Ausführungen stellen einen 
Versuch dar, eine Analyse über den Stand 
der gesamten Aussetzungsproblematik (so­
wohl im Bereich der Tier- als auch der 
Pflanzenwelt) in der geltenden Naturschutz­
gesetzgebung (bet^ der Tiere auch in der 
Jagdgesetzgebung) der Bundesrebublik 
Deutschland vorzulegen.
Unserer Arbeit liegt folgende Problemglie­
derung zugrunde:
1. Status der bei uns bereits eingebürgerten 

Arten;
2. Entnahme aus der Natur, Import (zwecks 

Aussetzung);
3. Haltung der Tiere und Pflanzen (zwecks 

Vermehrung etc.);
k. Förderung der Aussetzung von Arten (bei 

uns erloschene Arten, gefährdete Arten 
usw.);

5. Einschränkungen der Aussetzungen 
(Erlaubnispflicht, Bedingungen, Verbote 
betr. fremde Arten usw.).

l .  Status der bei uns bereits eingebürgerten 
Arten

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 20.12.76 
spricht (Abschnitt 5) lediglich von "wild­
wachsenden Pflanzen und wildlebenden Tie­
ren", ohne genauer auf deren Herkunft ein­
zugehen. Daraus ist zu entnehmen, daß der 
Gesetzgeber die Status-quo-Situation aner­
kannt und alle in der Bundesrepublik 
Deutschland wildlebenden Pflanzen- und 
Tierarten, unabhängig davon, ob sie indigen, 
eingewandert, eingeschleppt oder eingebür­
gert sind, gleichstellt. Damit ist auch die Tat­
sache zu erklären, daß in der neu erlassenen 
Artenschutzverordneung vom 25. 8. 1980 
einige "fremde" (bei uns eingebürgerte) Ar­
ten neben den indigenen Pflanzen und Tie­
ren aufgelistet werden: z.B. die subme­
diterrane Sommer-Knotenblume (Leucojum 
aestivum) * *  auf S.1575 (als besonders ge­
schützte Art) oder der amerikanische Bisam

(Ondatra zibethica) und der ostasiatische 
Marderhund (Nyctereutes procyonoides) auf 
S. 1568 (als Arten,denen kein Schutz ge­
währt wird). Ebenfalls in diesem Sinne wurde 
ganz bewußt der § 2 des Bundesjagdge­
setzes formuliert, der eine Liste der dem 
Jagdrecht unterliegenden Arten enthält: ne­
ben den indigenen Säugetieren und Vögeln 
wurden dort alle bei uns eingebürgerten Ar­
ten aufgelistet (Damwild, Dama dama; 
Sikawild, Cervus nippon, Muffelwild, Ovis 
ammon musimon; Wildkaninchen, Qrvcto- 
laai|s cunuclus. JungfasanrPhasianus colchi- 
cus.Melaqris qallopavon. Der Gesetzgeber 
hat also auch hier ausdrücklich betont, daß 
er keinen Unterschied zwischen den indige­
nen Tierarten, den Alteinbürgerungen 
(Kaninchen, Fasan) und den rezenten Ein­
bürgerungen (Sikawild, Muffelwild, Wildtrut­
huhn) macht. *Wildtruthuhn

Das Bundesnaturschutzgesetz verwendet 
den Begriff "gebietsfremde" Tiere (§ 21 
Absatz 3), das Bundesjagdgesetz (§ 28 Ab­
satz 3) spricht von "fremden Tieren", aus 
den Texten geht jedoch hervor, daß damit in 
beiden Fällen lediglich Arten gemeint sind, 
die im Ausland Vorkommen, bei uns aber über 
keine freilebenden Populationen verfügen.

Ähnlich ist die Sachlage in den Landesnatur­
schutz- und jagdgesetzen.
Wichtige Abweichungen weisen lediglich die 
Landesjagdgesetze von Bayern, Niedersach­
sen und Nordrhein-Westfalen auf, wo es 
ausdrücklich heißt, daß "fremde Tierarten" 
diejenigen sind,die am 1. k. 1953 (bzw. beim 
Inkrafttreten des BJG) nicht heimisch waren. 
Sonstige Unterschiede zu den in den Rah­
mengesetzen des Bundes enthaltenen Rege­
lungen haben nur terminologischen, weniger 
inhaltlichen Charakter:

*Unberücksicbtjgtbleiben hier andere Gesetze 
(z.B. Fischereirecht, Waldrecht, Wasserrecht 
usw.)

* *  Herrn D.Korneck gilt unser Dank für alle 
Beispiele aus dem botanischen Bereich
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in Baden-Württemberg (NSchG, §27) wird 
von frei-(nicht wild-) lebenden Tieren und 
Pflanzen gesprochen;
in Bayern (NSchG, § 18) Ist von standort­
fremden (nicht gebietsfremden) Arten die 
Rede;
in Berlin (NSchG, § 31) und in
Baden-Württemberg (NSchG, § 30) von 
"nicht einheimischen" Arten.
Die gesetzliche Gleichstellung aller Arten un­
terstreichen auch die in einigen Lan­
der-Naturschutzgesetzen (Hessen, §§ 24 
und 29; Rheinland-Pfalz, § 25; Schles­
wig-Holstein, § 37; Baden-Württemberg, § 
30; Berlin, § 31) verwendeten Begriffe 
"heimische " bzw. "einheimische" Arten, die 
alle bei uns wildlebenden Pflanzen und Tiere 
umfassen.
Am deutlichsten wird diese Herkunftsnivellie­
rung unserer Fauna und Flora in der neuen 
Bundesartenschutzverordnung vom 25. 8. 
1980 zum Ausdruck gebracht; im § 2, Absatz 
2 heißt es: "Verwilderte oder durch mensch­
lichen Einfluß im Geltungsbereich des Bun­
desnaturschutzgesetzes eingebürgerte Arten 
gelten als einheimische Arten im Sinne dieser 
Verordnung, wenn sie sich hier in freier Natur 
und ohne menschliche Hilfe über mehrere 
Generationen fortpflanzen."
Zum ersten Male wird hier (§ 2, Absatz 2) 
auch eine gesetzliche Definition des Begriffs 
"einheimische Tier- und Pflanzenart" ge­
geben:
es handelt sich um Arten, "die ihr Verbrei­
tungsgebiet* oder regelmäßiges Wan- 
derungsbebiet ganz oder teilweise

1. im Geltungsbereich des Bundesnatur­
schutzgesetzes haben ... oder

2. auf natürliche Weise in den Geltungsbe­
reich des Bundesnaturschutzgesetzes 
ausdehnen."

In der Praxis bedeuten diese Formulierungen, 
daß alle früher erfolgten Einbürgerungen 
(egal, ob sie mit oder ohne Erlaubnis der Be­
hörden durchgeführt wurden) legalisiert sind. 
Interessant sind dabei zwei in der Verordnung 
vom 25. 8. 1980 deutlich hervorgehobene 
Aspekte (§ 2, Absatz 2):

1 . Eine Art, die heute bei uns nicht vor­
kommt , jedoch in der Zukunft "auf natür­
liche Weise" ihr Verbreitungsgebiet oder 
Wanderungsgebiet bis zu uns ausdehnt, 
gilt (danach) automatisch als einhei­
misch).

*  also der Arealteil, in dem die Fortpflanzung 
der Art erfolgt.

2. Auch verwilderte Arten, (wenn sie sich ... 
in freier Natur und ohne menschliche Hilfe 
mehrere Generationen fortpflanzen), wer­
den als einheimisch klassifiziert.

Besonders die letzte Formulierung kann Fol­
gen haben, die nicht im Sinne des Natur­
schutzes sind: da in den Artenlisten der Ar­
tenschutzverordnung oft ganze Taxa (Arten­
gruppen) genannt bzw. Arten aufgelistet 
werden, die bei uns seit jeher nur lokal Vor­
kommen, können (u.U.) auch illegal ausge­
setzte bzw. eingeschleppte nahverwandte 
Pflanzen- und Tierarten (falls sie verwildern 
und freilebende Fortpflanzungsgemeinschaf­
ten bilden) automatisch den Status ge­
schützter Arten erlangen.
Solche Problemarten gibt es bereits:

(Botanischer Bereich)
1. Die Gelbe Narzisse (Narcissus pseudonar- 

cissus), indigen in Westeuropa und Italien 
(in Deutschland ursprünglich nur im Hohen 
Venn, Hunsrück und Westeifel), ist inzwi­
schen (seit 100 Jahren?) im ganzen 
Bundesgebiet verbreitet, und zwar durch 
Verwilderung der Kulturform dieser Pflanz- 
ze. In der Artenschutzverordnung werden 
"alle europäischen Arten" der Gattung 
Narcissus unter besonderen Schutz ge­
stellt, also auch der anthropogen gebildete 
Arealteil.

2. Die Blaue Himmelsleiter (Polemonium 
caeruleum), ursprünglich aus Teilen Euro­
pas und Asiens bekannt (in Deutschland: 
Fränkische Alb, Westerwald), ist heute 
verwildert in der ganzen Bundesrepublik, 
stellenweise sogar häufig, anzutreffen. Die 
Art soll nach der Artenschutzverordnung 
im ganzen Bundesgebiet geschützt wer­
den.

(Zoologischer Bereich:)
3. Der Goldhamster (Mesocricetus auratus), 

indigen in Kleinasien, ein millionenfach in 
Haushalten gehaltenes Tier, entweicht 
häufig bzw. wird ausgesetzt und bildet an 
einigen Stellen der Bundesrepublik wild­
lebende Kolonien, die auch den Winter 
überstehen und sich vermehren. Recht­
licher Status: besonders geschützte Art 
(da er in der ASchV für "alle einheimischen 
Arten" der Säugetiere vorgesehen ist).

4. Der Mink (Lutreola vison) wurde aus 
Amerika für Pelzfarmzwecke importiert, 
entweicht aber gelegentlich und hat in 
Norddeutschlan d verschiendenenorts 
stabile (Wild-)Populationen gebildet.

©Bayerische Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege (ANL);download www.zobodat.at



93

Rechtlicher Status: wie beim Goldhamster 
(NB: Der Europäische Nerz, Lutreola lute- 
ola, ist bei uns ausgestorben, könnte je­
doch wiedereingebürgert werden; die nah 
verwandte amerikanische Art, die bei uns 
nun wild vorkommt, steht jedoch im Ver­
dacht, ein ökologischer Konkurrent der 
autochthonen Art zu sein.)

Zu dem zitierten Passus der Bundesarten­
schutzverordnung über die expansiven Arten 
ist noch folgendes hinzuzufügen: auch einige 
sich "auf natürliche Weise" (wie es in der 
Verordnung heißt) bis in unser Gebiet aus­
breitende Arten können "gebietsfremd" sein. 
Aus der jüngsten Zeit sind sogar einige sol­
che Fälle in Deutschland bekannt geworden: 
der Große Algenfarn (Azolla filiculoides) wur- 
de vor etwa 100 Jahren von Amerika aus in 
das Hafengelände von Straßburg einge­
schleppt, von hier aus aber breitete sich die­
se Pflanze auf natürliche Weise nach 
Deutschland aus (rheinabwärts bis Bingen), 
wo sie bis heute vorkommt; der Marderhund 
(Nyctereutes procyonoides) ist indigen in 
Ostasien, wurde aber im europäischen Teil 
der UdSSR vor 40 -  50 Jahren eingebürgert 

und hat sich von dort aus bis nach Deutsch 
land (auf natürliche Weise) ausgebreitet; die 
Kanadagans (Branta canadensis) wurde in 
Schweden eingebürgert und unternimmt von 
dort aus jahreszeitlich bedingte (natürliche) 
Wanderungen bis an die deutschen Küsten.

Begrüßenswert dagegen ist die in der Bun­
desartenschutzverordnung enthaltene ganz 
neue Formulierung, wonach auch solche Ar­
ten, die bei uns in geschichtlicher Zeit lebten 
(Art.2, Abs. 2 Punkt 1), inzwischen hier aber 
erloschen sind, weiterhin als einheimische 
gelten. Dies begünstigt alle Versuche, die bei 
uns ausgestorbenen Pflanzen- und Tierarten 
wiedereinzubürgern.

Durch die enorme Fülle der bei uns vor­
kommenden Arten sowie durch mangelnde 
Zusammenarbeit der Juristen mit Botanikern 
und Zoologen ist es in einigen wenigen 
Fällen zu gesetzlichen Regelungen gekom­
men, die zweifelsohne anders ausgefallen 
sind als es die interessierten Kreise bzw. 
Fachleute gewünscht hätten. So gibt es z.B. 
in Baden-Württemberg seit ca. 1910 eine 
kontinuierlich bestehende (Fortpflanzung 
über mehrere Generationen hinweg) Popula­
tion des Königsfasans (Syrmaticus reeversii), 
der aber juristisch kein Jaqdvoqel ist, weil 
das Jagdgesetz (sowohl des Bundes als auch 
des Landes) lediglich den "gewöhnlichen" 
Fasan (Phasianus colchicus) nennt.

Dagegen führt das Jagdgesetz das Wildtrut­
huhn (Meleaqris gallopavo)als einheimische 
Art auf, obwohl die Praxis der letzten 100 
Jahren erwiesen hat, daß dieser Vogel kaum 
fähig ist, bei uns eine stabile Population zu 
bilden (es wäre also die Situation denkbar, 
daß die letzten Wlldtruthuhn-Indivlduen bei 
uns aussterben und dann der Ruf nach er­
neuter Einbürgerung einer unserer Fauna 
gänzlich fremden Art laut wird, weil das 
Gesetz diesen Fremdling als einheimisch 
klassifiziert).

2. Entnahme aus der Natur. Import

Bei den Bemühungen um Tier- oder Pflan­
zenmaterial für Zwecke der Wiedereinbürge- 
rungs- (bzw. Einbürgerungs-)Programme 
müssen folgende drei Kategorien unterschie­
den werden:
A Entnahme (auf dem Gebiet der Bundesre­

publik Deutschland) einheimischer Arten, 
die keinem besonderen Schutz unterlie­
gen.

B Entnahme einheimischer Pflanzen oder 
Tiere, die in der Bundesrepublik Deutsch­
land den Status besonders geschützter Ar­
ten haben sowie

C Import (sowohl einheimischer als auch 
ausländischer Arten).

Nur im Fall A gibt es keine formellen Be­
schaffungshindernisse -  die Absicht, sie wie­
dereinzubürgern, ist ein "vernünftiger Grund"
(wie es das Gesetz, z.B. in § 2 des 
BNatSchG verlangt), der erlaubt, eine ent­
sprechende Anzahl dieser Pflanzen oder Tie­
re (bzw. deren Entwicklungsformen) der Na­
tur zu entnehmen. Allerdings sind dies in den 
meisten (botanischer Bereich) bzw. allen 
(zoologischer Bereich) denkbaren Fällen Ar­
ten, die für naturschutzrelevante Programme 
nicht in Frage kommen.

Im Fall B (hierunter fallen die meisten für 
Aussetzungszwecke geeignete Arten) gibt es 
deutliche Verbote der Entnahme, die sowohl 
im Bundesgesetz als auch in allen Länderge­
setzen ^verankert sind. Es heißt dort u.a., 
daß es verboten ist,

-  Pflanzen der besonders geschützten Arten 
oder einzelne Teile von ihnen abzuschnei­
den, abzupflücken, aus- oder abzureißen, 
auszugraben...

-  Tieren der besonders geschützten Arten 
nachzustellen, sie zu fangen ... oder ihre 
Eier, Larven, Puppen oder sonstigen Ent­
wicklungsformen wegzunehmen...

*~BU § 22; B-;w§ 30, § 31; BAY NaEG Art.^5, Art. 18; 
BLN § 30; BRE § 29; HBG § 27; HES § 25; NDS 
§ 38; N-W § 49, §51; RH-PF § 25; SL § 27;
S-H § 31, § 35
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-  frische ... Pflanzen der besonders ge­
schützten Arten oder Teile dieser Pflan­
zen ... und lebende ... Tiere der beson­
ders geschützten Arten oder... ihre Eier, 
Larven, Puppen, sonstige Entwicklungs­
formen oder Nester... in Besitz zu neh­
men, zu erwerben, die tatsächliche Ge­
walt darüber auszuüben,,., abzugeben, 
feilzuhalten, zu veräußern oder sonst 
in den Verkehr zu bringen.

Sowohl das Bundesnaturschutz- und Jagd­
gesetz als auch die entsprechenden Länder­
gesetze sehen Ausnahmen von diesen Ver­
boten vor, die es erlauben -  aufgrund einer 
zu beantragenden Genehmigung -  besonders 
geschützte Tiere oder Pflanzen der Natur zu 
entnehmen.
So werden z.B. wissenschaftliche Zwecke 
sowie Zwecke des Schutzes (also auch des 
Artenschutzes -  s. dazu Erläuterungen unter 
Absatz 4) als ausreichender Grund für solche 
Genehmigungen genannt.

Oft werden Tiere (seltener Pflanzen) impor­
tiert (Fall C), um sie bei uns auszusetzen. In 
den meisten Fällen ist dafür eine behördliche 
Erlaubnis (oberste Naturschutzbehörde) not­
wendig. In der nahen Zukunft werden dies­
bezügliche Vorschriften wahrscheinlich noch 
verschärft werden, da eine Import-Ex- 
port-Verordnung zu dem Bundesnatur­
schutzgesetz vorbereitet wird.

3. Haltung von Pflanzen und Tieren für 
Zwecke der Aussetzung

Gut vorbereitete und erfolgversprechende 
Wiedereinbürgerungen benötigen in der Regel 
eine große Anzahl von Pflanzen oder Tierin­
dividuen. Da es sich in den meisten Fällen 
um gefährdete Arten handetl, ist die Ent­
nahme aus der Natur (siehe unter 2) proble­
matisch. Deshalb hat in letzter Zeit die Rolle 
der Zucht und Vermehrung unter menschli­
cher Kontrolle sowohl an Bedeutung ge­
wonnen als auch große Forschritte gemacht. 
Praktisch ist man heute in der Lage, jede 
Tier- oder Pflanzenart unter menschlicher 
Kontrolle zu vermehren (wenn entsprechen­
de finanzielle Mittel, Labors, Personal und 
Zeit zur Verfügung stehen). Es gibt auch in 
diesem Bereich einige Aussagen der Ge­
setze, die nachfolgend analysiert werden 
sollen.
Es ist dabei symptomatisch, daß der Gesetz­
geber lediglich von der Tierhaltung spricht, 
niemals aber von entsprechenden Einrichtun­
gen für Pflanzen (botanische Gärten etc.)

Aus den sehr unterschiedlichen Formulie­
rungen der entsprechenden Gesetzestexte 
geht hervor, daß drei verschiedene Typen 
der Haltung von Tieren (nach deren Zweck) 
unterschieden werden:

A Staatliche, wissenschaftlich geleitete Tier­
gärten, Tiergehege u.ä.

B Zucht von Tieren für wissenschaftliche 
Zwecke und

C Tiergehege für kommerzielle Zw ek- 
ke (Schaugatter, Wildbreterzeugung, 
Pelztierfarmen).

Der Gesetzgeber geht davon aus, daß die 
unter Kontrolle des Menschen gehaltenen 
Pflanzen und Tiere auch aus Vermehrungs­
kulturen bzw. Zuchtstationen stammen. Die 
Entnahme von besondders geschützten Arten 
für Zwecke der Haltung und Vermehrung ist 
ebenfalls grundsätzlich verboten, jedoch un­
ter den Ausnahmen, für die Genehmigung zur 
Entnahme von freileben Individuen erteill 
werden dürfen, ist auch die zu Zucht­
zwecken und Forschung genannt. Dadurch 
wird also in begründeten Fällen die Haltung 
und Vermehrung von Tieren zwecks Wieder­
einbürgerung (Typ A und B) ermöglicht.

Die letzte Gruppe (Typ C) hat für die Auf­
zucht von Individuen zwecks Wiedereinbür­
gerung die geringste Bedeutung, die meisten 
ungewollt neueingebürgerten (entkommenen) 
Arten stammen jedoch aus solchen Zuchten: 
Mink, Nutria, Bisamratte etc. Zwar gelten die 
meisten rechtlichen Regelungen für diese Art 
der Tierhaltung, sie sind jedoch nicht ausrei­
chend, um weitere ungewollte Neueinbürge­
rungen zu verhindern. Eine Ausnahme bildet 
hier nur das neue Hessische Naturschutzge­
setz (vom 19.9.1980), das dieser Gefahr we­
gen solche Gehege verbieten kann (§ 29 (2) 
f).
Ein weiterer, aus unserer Sicht wichtiger As­
pekt ist das Markierungsproblem:
Praktisch besteht in allen Bundesländern die 
gesetzliche Pflicht, gezüchtete Tiere zu 
markieren. Dies bezieht sich auch auf Indi­
viduen, die aus ausländischen Zuchten 
stammen. Das baden-württembergische 
Jagdgesetz* sieht sogar vor, daß alle nach­
gezüchteten Greifvögel zwecks Kennzeich­
nung anzumelden sind. Auch über gezüch­
tete Tiere, die in den Handel gelangen, muß 
Buch geführt werden (alle Länder außer 
Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz). 
Dem Bundesminister stehen außerdem ge­
setzliche Vollmachten zu, Rechtsvorschrif­
ten, die Kennzeichnung von Tieren betref­
fend, zu erlassen.

*  ( VO zum Schutz der Greifvögel § 3)
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Verbote der Aussetzung von Tieren und Pflanzen

Tiere

Rechtsgrundlage BU B-W BAY BLN BRE HBG HES NDS N-W RH-PF SL S-H

G
es

et
ze

NSchG
▼

1 1
▼ - - ▼ - ▼ ▼

2

JG
1.3.4

•

1.3,4.5 

•

1.3.4

•

1,3.4.5 

•

1,3.4,5 

•

1.3.4.5 

•

1.6

■
1.4.7

•

1

■
1.8

■
1.3.4.5 

•

1.3.4,5 

•

Pflanzen NSchG
1

Tiere

R
ec

ht
s­

ve
ro

rd
nu

ng
en

ArtSchVO
1.9 1.9 1.9 1.9 1.9 1.9 1.9

JagdV

Pflanzen ArtSchVO 9.10 9.10 9.10 9,10 9.10 9.10 9.10 9.10

Das Aussetzungsverbot betrifft--

V- gebietsfremde (standortfremde) Arten ^  fremde^ Arten |  fremde und alle dem Jagdrecht unterliegende Arten

Zusatzerläuterungen (z.T. wörtliche Gesetzesformulierungen):

1. Das Aussetzen bedarf der Genehmigung

2. auch Haustiere

3. Das Aussetzen weiterer Arten kann verboten oder eingeschränkt werden

4. Das Aussetzen von Kaninchen und Schwarzwild ist verboten

5. Es gilt das Bundesjagdgesetz mangels landesrechtlicher Bestimmungen

6. Für das Aussetzen von Rebhuhn und Fasan ist keine Genehmigung erforderlich

7. Das Aussetzen weiter Arten ist vorbehaltlich des BJG und des LJ G erlaubt

8. Für das Aussetzen von Feldhase, Rebhuhn und Fasan ist keine Genehmigung erforderlich

9. oder ausländische Arten

10. Das Ausbringen ist ohne Erlaubnis verboten

11. Das BJG enthält keine Definition des Begriffes "fremde Arten". Lediglich in drei 
Ländergesetzen wird er wie folgt definiert: BAY: Fremd sind Arten, die vor dem 
1.4.1953... nicht heimisch waren; NDS und N-W: Fremd sind Arten, die vor In­
krafttreten des BJG ... nicht heimisch waren.
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fr. Förderung der Aussetzung von Arten

Der Naturschutz ist daran interessiert, einen 
Teil der bei uns ausgestorbenen Arten wie­
dereinzubürgern, dies sollte jedoch nicht um 
jeden Preis geschehen. Über die Bedingun­
gen einer zumutbaren Wiedereinbürgerung 
gibt es oft sehr unterschiedliche Meinungen, 
deshalb kommt den gesetzlichen Regelungen 
in diesem Bereich eine große praktische Be­
deutung zu.
Im Bundesnaturschutzgesetz (§ 20 Absatz 1) 
wird folgende Klarstellung festgeschrfeben: 
"Der Artenschutz schließt auch die Ansied­
lung verdrängter oder in ihrem Bestand be­
drohter Pflanzen und Tiere an geeigneten 
Lebensstätten innerhalb ihres natürlichen 
Verbreitungsgebietes ein."
Diese Auslegung des Begriffes "Artenschutz" 
wurde auch wörtlich In die Naturschutzge­
setze von vier Bundesländern übernommen: 
Bremen (§ 27), Hamburg (§ 2fr), Hessen (§ 
21) und Nordrhein Westfalen (Art. fr3a).
Die gleiche Auslegung des Begriffs Arten­
schutz gilt natürlich auch für die restlichen 
Bundesländer, wobei hervorgehoben werden 
muß, daß vier Ländernaturschutzgesetze 
noch weitergehen und die Wiedereinbürge­
rung mit deutlichen Positivaussagen fördern. 
Wörtlich heißt es in diesen Gesetzen:

-  Schleswig-Holstein (Art. 26, Abs. fr): "Das 
Land fördert die Wiederansiedlung 
geeigneter, nicht mehr heimischer oder in 
ihrem Bestand bedrohter Pflanzen- und 
Tierarten."

-  Baden-Württemberg(Art.26,Abs.2,Pkt.6): 
"Die Wiederansiedlung... soll... gefördert 
werden".

-  Saarland (Art. 25, Abs. 1):
"... In ihrem Bestand bedrohte oder 
verdrängte Tier- und Pflanzenarten sind... 
anzusiedeln".

-  Berlin (Art 27): "Der Artenschutz schließt 
ein ... die Ansiedlung verdrängter Pflanzen 
und Tierarten... zu fördern."

An dieser Stelle muß also festgestellt werden, 
daß die so oft geführten Grundsatzdiskus­
sionen über das Für und Wider der Ausset­
zung insofern überflüssig sind, als im Gesetz 
Für schon längst festgeschrieben wurde. 
Dieser wichtige Dialog sollte jedoch unbe­
dingt wegen des Wie der Wiedereinbürgerung 
weitergeführt werden. Zu diesem Thema gibt 
es in der Gesetzgebung nur wenig direkte 
Aussagen.
Drei Ländergesetze (Berlin im § 3fr, Absatz 
1; Hamburg im § 30, Absatz 2 und Saarland 
im § 28, Absatz 1) bevollmächtigen den ent­
sprechenden Minister bzw. die entsprechen­
den Senatoren, spezielle Vorschriften über 
die Aussetzung

von Tieren (BLN, HBG, SL) und Pflanzen 
(BLN, HBG) zu erlassen;
Von dieser Möglichkeit wurde bisher leider 
kein Gebrauch gemacht. Gerade dies könnte 
aber in der Zukunft die größte Bedeutung bei 
den (heutzutage oft so wenig koordinierten 
und wissenschaftlich schlecht vorbereiteten) 
Aussetzungen von Tier- und Pflanzenarten 
haben.
Solche Vorschriften könnten das Instrument 
der Wiedereinbürgerung nicht nur sachge­
rechter und effektiver, sondern auch pla­
nungsrelevant machen.
Zum Abschluß dieser Ausführungen ist noch 
auf eine merkwürdige Formulierung im Art. 
36 des niedersächsischen Jagdgesetzes hin­
zuweisen, wo es heißt, daß eine Genehmi­
gung zur Aussetzung einer fremden Tierart 
(u.a.) "erteilt werden (darf), wenn die Art die 
heimische Tierwelt wesentlich bereichert...". 
Dies verstößt gegen die Prinzipien des Na­
turschutzes: Wir gehen davon aus, daß Ein­
bürgerungen, auch für Jagdzwecke, in kei­
nem Fall als Bereicherung unserer Fauna an­
gesehen werden dürfen.
Eine ähnliche (aus der Sicht des Natur­
schutzes falsche!) Vollmacht ist hinsichtlich 
der Pflanzenaussetzung in dem Bayerischen 
Naturschutzergänzungsgesetz verankert. 
Aus Art. fr, Abs. 1 geht nämlich hervor, daß 
die Aussetzung standortfremder Gewächse 
für jagdwirtschaftliche Zwecke ohne Geneh­
migung erlaubt sei...
5. Einschränkungen der Aussetzungen

Sowohl die allzu oft erfolgten Einbürgerungen 
fremder Tier- und Pflanzenarten als auch 
gravierende Fehler bei Wiedereinbürgerungen 
könnten durch entsprechende gesetzliche 
Verbote eingeschränkt werden. Besonders 
akut ist die Frage nach der Begrenzung der 
weiteren Überfremdung unserer einheimi­
schen, freilebenden Flora und Fauna. Fast 
alle geltenden Gesetze enthalten Aussagen 
zu diesem Thema, erstaunlich ist jedoch die 
Tatsache, daß neben ausführlicher (obwohl 
sachlich noch nicht ausreichender) Berück­
sichtigung der Fauna-Problematik nur wenig 
Platz für ähnliche Verbote im Bereich der 
Pflanzenaussetzungen eingeräumt wird!
Im Bundesnaturschutzgesetz (§ 21) heißt es 
lediglich (vgl. auch nebenstehende Graphik): 
"Es ist verboten, ... gebietsfremde Tiere aus­
zusetzen oder in der freien Natur anzusie­
deln" (an keiner Stelle des Gesetzgebers 
steht ähnliches über die Pflanzen). Dies sieht 
wie ein Versehen des Gesetzgebers aus, 
denn (a) der Titel des ganzen § 21 betrifft 
sowohl Pflanzen als auch Tiere, und (b) in 
den Regelungen aus dem Jahre 1936 
(Reichsnaturschutzverordnung, § 2 und § 23) 
war deutlich vom Verbot (falls eine Erlaubnis
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nicht vorlag) des Aussetzens sowohl stand­
ortfremder, gebietsfremder und ausländischer 
Gewächse als auch nicht jagdbarer Tiere die 
Rede!
Diese lückenhafte Regelung des Bundes 
wurde durch die meisten Ländergesetze 
übernommen. Nur Hessen und Bayern verfü­
gen über gesetzlich verankerte Vorschriften, 
die sowohl das Aussetzen von Tieren als 
auch von Pflanzen betreffen.
Im Hessischen Naturschutzgesetz vom 9. 9. 
1980 (Art. 27, Abs. 1) ist ein klares Verbot 
ausgesprochen: "Es ist verboten, gebiets­
fremde Pflanzenarten auszusetzen oder an­
zupflanzen sowie Tierarten auszusetzen oder 
anzusiedeln. Dies gilt nicht für den Anbau 
von Nutzpflanzen sowie für Zierpflanzen in 
Gärten und Grünanlagen." Weiter wird fest­
gelegt (Absatz 2), daß Ausnahmen von den 
Verboten des ersten Absatzes nur von der 
obersten Naturschutzbehörde zugelassen 
werden, soweit nachteilige Wirkungen auf 
Natur und Landschaft ausgeschlossen sind. 
Die Ausnahmegenehmigungen können mit 
Nebenbestimmungen verbunden werden.
Im Bayerischen Naturschutz-Ergänzungsge­
setz vom 29. 6. 1962 (Art. kt Abs. 1-3) heißt 
es, daß das Aussetzen oder Ansiedeln ge­
bietsfremder (nichtjagdbarer) Tiere bzw. das 
Aussäen oder Anpflanzen standortfremder 
Gewächse der Erlaubnis der höheren Natur­
schutzbehörde bedarf.
In den übrigen Bundesländern -  mit Aus­
nahme von Niedersachsen -  gilt gegenwärtig 
(ganz oder teilweise) noch die inhaltlich sehr 
umfangreiche Reichsnaturschutz Verordnung 
aus dem Jahre 1936, die außer dem Tieraus­
setzungsverbot (§23) auch Verbote hinsicht­
lich des Ausbringens gebietsfremder oder 
ausländischer Gewächse (§2) enthält.
Nun ist aber die neue Bundesartenschutz­
verordnung (vom 25. 8. 1980) erschienen, 
deren Inhalt demnächst durch die Länder 
übernommen werden soll bzw. von Nieder­
sachsen schon übernommen wurde. Diese 
Verordnung konzentriert sich auf die listen­
mäßige Erfassung der geschützten Tiere und 
Pflanzen und enthält überhaupt keine Vor­
schriften über das Aussetzen von Arten. Wird 
also nur dieser Umfang der ASchV durch die 
Länder übernommen, entsteht eine sachliche 
Rechtslücke: das Tieraussetzungsverbot ist 
in den Gesetzestexten verankert, ein ent­
sprechendes Pflanzenausbringungsverbot 
wird es jedoch nicht geben (d.h. Pflanzen­
ausbringen wird zugelassen -  nach der ju­
ristischen Maxime, "was nicht verboten ist, 
ist erlaubt").

Lediglich zwei Länder-Naturschutzgesetze 
(Berlin und Hamburg) beinhalten auch Voll­
machten zum Erlaß von Verordnungen hin­
sichtlich der Aussetzungsverbote für Pflan­
zen (§ 3k und § 30), In den anderen Länder­
gesetzen fehlen sie.
Als besonders positiv wird hier auch der al­
lein im schleswig-holsteinischen Natur­
schutzgesetz verankerte Grundsatz aner­
kannt, daß das Ansiedeln (Aussetzen) von 
Haustieren ebenfalls verboten ist (§33). Wenn 
der Begriff Haustiere auch Terrarien- und 
Aquarientiere umfaßt (Schildkröten, Eidech­
sen, Fische u.a.m .), so hat ein solches Ver­
bot eine wichtige und hochaktuelle Aufgabe 
zu erfüllen und sollte auch in die anderen 
Ländergesetze Eingang finden.
Die Jagdgesetzgebung geht ebenfalls von 
dem grundsätzlichen Verbot der Aussetzung 
fremder Tiere aus, enthält jedoch eine Reihe 
von Einzelheiten, die folgendermaßen zu­
sammenzufassen sind:
-  Wildschwein und Wildkaninchen dürfen 

überhaupt nicht ausgesetzt werden (Ge­
nehmigungen werden nicht erteilt).

-  ln Hessen darf man ohne Genehmigung 
Rebhühner und Fasane aussetzen, in 
Rheinland-Pfalz außer Rebhühnern und 
Fasanen auch den Feldhasen.
Zu bemängeln ist, daß beide 
Ländergesetze nur vom "Fasan" sprechen 
(ohne wissensschaftliche Bezeichnung); 
dies macht es u.U. möglich, dort auch 
andere Arten als Phasianus colchicus 
anzusiedeln.

-  In fast allen Jagdgesetzen wird Gewicht 
darauf gelegt, daß eine Genehmigung zur 
Aussetzung von Arten u.U. erteilt werden 
darf, nur selten wird jedoch präzisiert, 
welche Bedingungen damit verbunden 
sind.

-  Ein sehr interessanter und gleichzeitig 
wichtiger Passus befindet sich in § 22 (1) 
des baden-württembergischen Jagd­
gesetzes: es heißt dort, daß durch Recht­
verordnung Aussetzungsverbote bzw.
-  beschränkungen ausgesprochen werden 
können, die sich auf Unterarten der in 
Frage kommenden Tiere beziehen.

Schlußfolgerung für den Gesetzgeber

Aus den oben gemachten Ausführungen geht 
hervor, daß die vorliegenden Naturschutz- 
und Jagdgesetze im Bereich der Einbürge­
rungs- und Wiedereinbürgerungsproblematik 
Lücken aufweisen bzw. verbesserungsbe­
dürftig sind.
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Bevor wir einige diesbezügliche Anregungen 
unterbreiten, muß noch klar gesagt werden, 
aus welcher Sicht diese Vorschläge gemacht 
werden; denn gegenwärtig sind sich zwar 
(fast) alle Naturschützer darüber einig, daß 
Einbürgerungen fremder Arten In die freie 
Natur prinzipiell abzulehnen sind, es 
bestehen jedoch erhebliche Meinungsunter­
schiede bei der Beurteilung der Zweck­
mäßigkeit von Wiedereinbürgerungen ge­
bietsweise erloschener Arten.
Die Naturschützer (mit denen wir diese 
Problematik diskutiert haben) lassen sich in 
drei Gruppen aufteilen (diese Teilung trifft 
sowohl für Botaniker als auch für Zoologen 
zu):

A Personen, die jeden Versuch der
Wiedereinbürgerung einer gebietsweise 
erloschenen Art strikt ablehnen.

B Personen mit diametral entgegenge­
setzten Ansichten: Wiedereinbürgerun­
gen sollten durch Importe bzw. Gefan­
genschaftsvermehrung mit allen Mitteln 
gefördert und weiträumig betrieben 
werden.

C Personen, die Wiedereinbürgerungen als
eine taugliche Methode des Natur- 
schuztzes akzeptieren, deren Anwen­
dung sie jedoch (a) lediglich unter 
strenger wissenschaftlicher Kontrolle 
sowie (b) für eine begrenzte Anzahl 
von Arten und Gebieten für zulässig 
halten.

Die nachstehend gemachten Vorschläge an 
den Gesetzgeber (sie sollen als fachliche 
Hilfe bei Gesetzesänderungen bzw. deren 
Neubearbeitung verwendet werden) sind als 
Anregungen zu verstehen, die aus den pro­
grammatischen Überlegungen der unter "C" 
charakterisierten Gruppe der Naturschützer 
stammen:

A Es wäre aus der Sicht des Arten­
schutzes wünschenswert, eine ge­
setzliche Regelung zu treffen, die ver­
hindert, daß (einigen) neu eingebür­
gerten Tieren oder Pflanzen automa­
tisch der Status besonders geschützter 
Arten zukommt.

B Wichtig wäre auch, eine Regelung zu 
finden, die bei jeder Neueinbürgerung 
(Einschleppung usw.) eine obligatori­
sche Untersuchung des Falles vor­
schreibt; erst das Ergebnis dieser (pub­
lizierten) Untersuchung sollte die 
Grundlage für eine Festlegung des ju­
ristischen Status der Art bilden.

C Möglicherweise wäre es sogar an der Zeit 
(da wir immer mehr fremde Arten bei uns 
haben), eine rechtliche Definition der 
"gebietsfremden Art" im Naturschutzge­
setz zu verankern sowie einige generelle 
Verhaltensregeln gegenüber diesen Arten 
vorzuschreiben.

D Durch die Einschränkung des Inhaltes der 
neuen Bundesartenschutzverordnung, die 
demnächst die Reichsnaturschutzverord­
nung aus dem Jahre 1936 ersetzen soll, 
wird in neun Bundesländern eine Rechts­
lücke entstehen, die das unkontrollierte 
Ausbringen von Pflanzen (auch fremder 
Herkunft) erlaubt; dies muß unbedingt 
verhindert werden.

E Es wäre für die Wiedereinbürgerungspro­
gramme förderlich, wenn die Länder, in 
denen entsprechende gesetzliche Voll­
machten vorliegen, diese so schnell wie 
möglich nutzen und neue, wissenschaft­
lich fundierte Vorschriften bezüglich der 
Wiedereinbürgerung von Tier- und Pflan­
zenarten erlassen würden (betr.
Berlin, Hamburg und Saarland ).

F Im Interesse einer angemessenen Anwen­
dung der Wiedereinbürgerung als Methode 
des Naturschutzes sollten auch die übri­
gen Bundesländer entsprechende Voll­
machten hinsichtlich des Erlasses speziel­
ler Vorschriften (wie in Bayern, Berlin, 
Hamburg und Saarland) in ihre Natur­
schutzgesetze einbauen sowie solche 
Vorschriften erlassen.

G Die in den Jagdgesetzen enthaltenen 
Vollmachten zur Aussetzung einiger jagd­
barer Tierarten in die freie Wildbahn müs­
sen eingeengt bzw. genauer präzisiert 
werden (u.a.: Nennung von Arten, nicht 
von Artengruppen; Beschränkung des Im­
portraumes der zur Aussetzung zugelas­
senen Arten auf die europäischen Nach­
barstaaten bzw. nur auf einige Unterar­
ten; obligatorische Stellungnahme des 
Naturschutzes bei Erteilung von Ausnah­
meerlaubnissen u.a.m.).

H Naturschutz- und Jagdgesetzgebung 
enthalten Vorschriften, die einige Berei­
che der Tierhaltung in Zoos, Tiergärten 
und Tiergehegen regeln; es wäre demzu­
folge richtig, auch in botanisch-wissen­
schaftlichen Fachkreisen zu prüfen, ob 
ähnliche Vorschriften hinsichtlich der Hal­
tung und Vermehrung von Pflanzen in 
Botanischen Gärten oder in privaten 
Einrichtungen nicht ebenfalls notwendig 
sind.
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(Wird dies als zutreffend befunden, sollten 
In das Naturschutzgesetz Vollmachten 
zum Erlaß einer entsprechenden Verord­
nung eingebaut werden.)

J Um weiteren unbewußten Neueinbürge­
rungen (Flüchtlingen aus Gehegen und 
Farmen) vorzubeugen, ist die Übernahme 
der diesbezüglichen Vorschriften aus dem 
neuen H esslschen Naturschutzgesetz 
(§29) auch den anderen Ländern zu 
empfehlen.

Verzeichnis der Gesetze und Verordnungen,
auf die sich der vorliegende Text stützt

Bund (BU)

-  Gesetz über Naturschutz und 
Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge­
setz -BNatSchG) vom 20. Dezember

1976

Verordnung über besonders geschützte Ar­
ten wildlebender Tiere und wildwachsender 
Pflanzen (Bundesartenschutzverordnung -  
BArtSchV) vom 25. August 1980

-  Bundesjagdgesetz (Neufassung vom 29. 
September 1976, gültig ab 1. April 1977)

Baden-Würtemberq (B-W)

-  Gesetz zum Schutz der Natur, zur Pflege 
der Landschaft und über die Erholungsvor­
sorge in der Landschaft (Naturschutzge­
setz -  NatSchG) vom 21. Oktober 1975

-  Landesjagdgesetz in der Fassung vom 20. 
Dezember 1978

-  Verordnung des Ministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Umwelt zum Schutz 
der Greifvögel

Bayern (BAY)

-  Gesetz über den Schutz der Natur, die 
Pflege der Landschaft und die Erholung in 
der freien Natur (Bayerisches Naturschutz­
gesetz -  BayNatSchG) vom 27. Juli 1973

-  Gesetz zum Schutz der wildwachsenden 
Pflanzen und der nichtjagdbaren wildle­
benden Tiere (Naturschutz-Ergänzungsge­
setz -  NatEG ) vom 29. Juni 1962

-  Bayerisches Jagdgesetz (BayJG) vom 13. 
Oktober 1978

Berlin (BLN)

-  Gesetz über Naturschutz und Landschafts­
pflege von Berlin (Berliner Naturschutzge­
setz -  NatSchGBIn) vom 30.Januar 1979

-  Verordnung zum Schutz der w ildw achsen­
den P flanzen  und der nichtjagdbaren  
w ildlebenden Tiere (N aturschutzverord­
nung) vom 18. M ärz 1936

-  Reichsjagdgesetz vom 3. Juli 1934

Bremen (BRE)

-  Gesetz über Naturschutz und Land­
schaftspflege (Bremisches N aturschutz­
gesetz -  Brem NatSchG) vom 17. Septem ­
ber 1979

-  Verordnung zum Schutze der
w ildwachsenden Pflanzen und der
nichtjagdbaren wildlebenden Tiere 
(Naturschutzverordnung) vom 18. März 
1936

-  Ausführungsgesetz zum Bundesjagdgesetz 
(Brem isches Jagdgesetz) vom 14.Juli 
1953

Hamburg (HBG)

-  Hamburgerisches Gesetz über Naturschutz  
und Landschaftspflege (Hamburgerisches 
N aturschutzgesetz -  HmbNatSchG) vom 2. 
Juli 1981

-  Verordnung zum Schutze der w ildw ach­
senden P flanzen und der nichtjagdbaren  
wildlebenden Tiere (N aturschutzverord­
nung) vom 18. März 1936

-  Ham burgerisches Jagdgesetz vom 22 . Mai 
1978

Hessen (HES)

-  Hessisches Gesetz über Naturschutz und 
Landschaftspflege (Hessisches N atur­
schutzgesetz -  HENatG) vom 19. 
Septem ber 1980

-  Hessisches Ausführungsgesetz zum  Bun­
desjagdgesetz vom 24. März 1953, in der 
Fassung vom 2 4 .5 .1 9 7 8

Niedersachsen (NDS)

-  Niedersächsisches N aturschutzgesetz vom 
20 . M ärz 1981

-  Verordnung zum Schutze der w ildw achsen­
den P flanzen  und der nichtjagdbaren  
w ildlebenden Tiere (N aturschutzverord­
nung) vom 18. März 1936 (Stand 1975)

-  Neufassung des Landesjagdgesetzes vom  
24 . Februar 1978

Nordrhein -  Westfalen (N -W )

-  Gesetz zur Sicherung des Naturhaushal­
tes und zur Entwicklung der Landschaft 
(Landschaftsgesetz) vom 18. Februar 
1975 (i.d .F . vom 6. Mai 1980)
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-  Verordnung zum Schutze der wildwach­
senden Pflanzen und der nichtjagdbaren 
wildlebenden Tiere (Naturschutzverord­
nung) vom 18. März 1936 (Stand 1975)

-  Bekanntmachung der Neufassung des 
Landesjagdgesetzes Nordrhein-Westfalen 
(LJG-NW) vom 11. Juli 1978

Rheinland-Pfalz (RH-PF)

-  Landesgesetz über Naturschutz und Land­
schaftspflege (Landespflegegesetz 
LPfleg-G) vom 5. Februar 1979

-  Verordung zum Schutze der wildwachsen­
den Pflanzen und der nicht jagdbaren 
wildlebenden Tiere (Naturschutzverord­
nung) vom 18. März 1936

-  Landesjagdgesetz (LJG) vom 5. Februar 
1979

Saarland (SL)

-  Gesetz über den Schutz der Natur und die 
Pflege der Landschaft (Saarländisches Na­
turschutzgesetz -  SNG) vom 31. Januar 
1979

-  Verordnung zum Schutze der wildwach­
senden Pflanzen und der nichtjagdbaren 
wildlebenden Tiere (Naturschutzverord­
nung) vom 18. März 1936

-  Saarländisches Jagdgesetz (SJG) vom 10. 
Dezember 1969

SchleswiqHolstein (S-H)

-  Gesetz für Naturschutz und Landschafts­
pflege (Landespflegegesetz -  LPflegG) 
vom 16. April 1973

-  Verordnung zum Schutze der wildwach­
senden Pflanzen und der nichtjagdbaren 
wildlebenden Tiere (Naturschutzverord­
nung) vom 18. März 1936

-  Jagdgesetz des Landes Schleswig-Holstein 
(Landesjagdgesetz -  LJagdG) vom 13. 
April 1978
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